
z 
o -V1 
V1 
=:>' 
~ 
Vl -C 
+ 
L:J 
Z 
=:> 
Z -LU 

~ 
QJ QJ 
-0 "C 
N N 
c c .... .... 
;si, @; 
s 
S 

CI 
c: 
::I 
c: 

'(jj 
E 

~ .. .• " ... .... 
o 
N. 
::::; 
::> ..... 

" d ;:: 
VI 
0::: 
UJ 
Z 
Z 
o 
Cl 

Eine steile Gehalt.sku rve 
PARLAMENT Die Regierung hat es nicht eilig, das Bundestagswahlrecht 
verfassungskoriform zu machen, Bei der Erhöhung der Diäten aber ist sie fix 

D .. e .. rZeitgibtdieP. OI.itiS.Ch.' eKlas.s,e 
den Bürgern gleich in drei Be-
reichen Anschauungsunter­
richt, wie leichthändig sie ih­

ren' Machterhalt über· demokratische 
Belange stellt. Bei der Diätenerhöhung 
kann es ihr nicht schnell genug gehen, 
die will sie jetzt noch'vord.er Sommer­
pause durchpeitschen. HingegeIi hat 
die Regierung keinerlei Eile, qie verfas­
sungsWidrigen Regelungen im Wahl­
recht - Sti<;hymrtÜber~angOlandate -
zu überarbei1:en. Grei<:hzeltigsoll den 
kleinen Parteien die staatliche Finan­
zierunggekürzt werden. 

Bei Bedarf verfassungswidrig 

Drei Jahre hatte der Bundestag Zeit, 
das "negative Stimmgewicht" bei Bun­
destagswahlen zu beseitigen. Do.ch er 
hat auch die äußerste vom Verfas­
sungsgericht gesetzte Frist (Ende Juni 
2011) verstreichen lassen. Die Union 
will an den Überhangmandaten unbe­
dingt festhalten. Sie verdankt ihr 24 
zusätzliche Sitze im Bundestag. und 
2013 könnten sie sogar wahlentschei­
dend sein. Oie Opposition will sie 

. ebenso unbedingt beseitigen. 
Ebenso hat die Korruptionsbe­

kämpfungsgruppe des Europarats 
(Greco) Kontrolldefizite bei der deut­
schen Parteienfinanzierung festge­
stellt. Die zehn Greco-EmpfehluJ;lgen 
datieren von 20ö9.Über.ihre Umset­
zung hätte Deuts,chlanclbis zum 30, Ju~ 
Oi2011 bericbtensollen. Nichts ist bis 
dahlnpassiert 

Dagegen fand die erste Lesung zur 
Erhöhung der Diäten und der Partei~ 
enfinanzierung im Bundestag über­
stürzt ,amso.Juni statt,nach 21 Uhr. 
Daswar Iust der Tag, an dem der Atom~ 
ausstieg besclllossen wurde - und die­
se Entscheidung stellte natürlich alles' 
andere in den Schatten. Nur eine Wo­
che später, der letzten vor der Som­
merpa)lse, ist die endgültige Verab­
schiedung der Erhöhung geplant -
diesmal im Windschatten der anste­
h,enden Abstimmung über PID. So viel 
Eile macht misstrauisch. Gewiss, Diä­
ten und Parteienfinanzierung wurden 
mehrere Jahre nicht erhöht Doch das 
hat gute Gründe . 

Wer die Parteienfinanzierung beur­
teilen möchte, muss dievel'schwiege­
nen finam:iellen Zusatzquellen bec 
rücksichtjgen. So haben Bundes- und 
tandtagsabgeordnete inzwischen 
rund 10.000 persönliche Mitarbeiter, 
die natürlich auch Parteiarbeit ma­
ehen. Dasselbegiltfür die "Parteien in 
den .' Parlamenten'; die Frakti0nen. 
Auch von ihren Aktionen, etwa ihrer 
Öffentlichkeitsarbeit, profitieren die. 
Mutterparteien. 

. Beides kostet den:Steuerzahler jähr­
lich unglaubliche 411 Millionen Euro. 
Diese verdeckte Staatsfinanzierung 
muss also zu den 133 Millionen Euro, 
die die Parteien offen aus der Staats­
kasse bekommen, addiert werden. 
Dann aber erscheint die geplante Er­
höhung der offenen Zuschüsse auf 151 
Millionen Euro in neuem Licht. 

einkommen hinaus, in dessen Genuss 
kein Richter kommt. Und sIe dürfen -
anders als Abgeordnete - auch keinen 
voll bezahlten Zweitberuf neben ihrer 
eigentlichen A1)fgabe ausüben. 

Die vom Parlament an den Tag ge­
legte Eile soll offenbar auch die hohen 
Zusatzdiäten aus der Diskussion hal­
ten, die sich die vielenParlamentari­
schen Geschäftsführer, stellvertreten­

Verdeckte Nebeneinkünfte den Fraktionsvorsitzenden und Ar-
Der EntwuIi'~nthält, gut versteckt, beitsgruppenvorsitzendenbewilUgen. 
auch nocheiil kuckucksei für kleine Die Zuschläge verschaffen jus! denje" . 
Parteien. Auch das gehört auf den ver- nigen, die den Gesetzentwurf aus ge­
fassungsrechtlichen Prüfstand. Au- kungelt und bei der ersten Lesung das 
,.ßerpariamentarischen KonkurreIiten Wort geführt haben, wie Peter Altmai­
der Etablierten, wie den "Piraten" und er (CDU) und Thomas Oppermanp 
den "Freien Wählern'; soll nämlich die (SPD), steuerpflichtige Gesamtdiäten, 
staatliche Finanzierung von bisher 50 die nach Medienangaben rund 15.000 
Prozent auf rund 40 Prozent ihrer Ein-Euro betragen, weit mehr.nicht nur als 
nahmen gekürzt werden. Diese Kür- Bundesrichter (8.144 Euro.), sondern 
zung trifft keine der Bundestagspar- auch als Senatspräsidenten (8.990 Eu­
teien, weil deren Staatsanteil schon ro) und sogar Gerichtspräsidenten 
jetzt unter 40 Prozent liegt. Im Gegen- (11.670 Euro) beziehen. Selbst wenn 
teil, ihre Finanzierung erhöht sich um man den Bundestag beim Wort und 
ebendie 10 Prozent der Kleinen. Und den. Vergleich mit Bundesrichtern 

. so bereichert sich das politische Kar- ernst nähme, müssten zunächst die 
tell auf Kosten der Kleinen. Zusatzdiäten massiv gekürzt werden. 

Ebenso Widerspricht die geplante Kein Wunder also, dass die Unions­
Angleichung der Bezüge der .Paria- '. und die SPD-Fraktion über deren ge­
mentarier an die von Bundesrichtern naue Höhe. beharrlich die Auskunft 
dem Diätenurteil . des Verfassungsge­
richts. Richterbezüge und Abgeordne­
tendiäten sind zWei völlig verschiede- . 

verweigern. 

An der Öffentlichkeit vorbei 
ne Dinge. Das hat das Geiichtimmer Die Geheimniskrämerei geschieht 
wieder betont. Mitglieder des Bundes- aber auf grund des schlechten Gewis­
tages erhalten neben ihrem Gehalt sens gegenüber dem Verfassungs­
noch eine sieuerfreie monatliche Kos- recht. Denn KarlSruhe hat solche Zah­
tenpauschale von fast 4.000 Euro, un- . lungen längst für unzulässig erklärt. 
abhängig von der Höhe ihrer tatsäch~ Pikanterweise wurden im Bundesta,g 
lichen Aufwendungen. Das läuft häu- bestimmte Passagenebendieses Ver­
fig auf." ein steuerfreies Z~satz- botsurteils, wo sie dem Redner in den 

DerBundestag verhindert 
gezielt die ö!!eiitliche 
Debatte Um die Gehälter. 
Und entzi~ht sie damit 
einer wichtigen Kontrolle 

. Kram passten, wörtlich zitiert und da-. 
bei aus dem Zusammenhang gerissen; 
der renor des Urteils aber, dass närn-· 
lich die Diäten auch Zusatzarbeit mit 
abdecken und Funktionszulagen des­
halb verfassungswidrig sind,wurde 
verschwiegen. 

Das Bundesverfassungsgerichtver­
langt bei Beschlüssen über Diäten Und 
Parteienfinanzierung, "dass der ge-
samte Willensbildungsprozess für den 

. . Bürger durchschaubar ist': Denn Öf-
Ha~~i:ie'rbe'rt'~~'ii'Ärrtjm"""""""'" fentlichkeit stelle-neben dem Gericht 
, ...... '. ".' ... , ............ ,.. .. .. ... .. .. ..... . .... .... . selbst - "die einzige wirksame Kontrol-
11 ist em. Professor für Verfassungsrecht 
undDemokratietheorie. Er veröffent­

Foto: dapd 

lichte zahlreiche Bü-
cherzu (iwndfragen 
von Staatund Ge­
sellschaft, darun­
ter "Die Deutsch­
landakte" (2008) 

und "Volksparte.ien 
ohne Volk" (2009). 

le" dar, wenn "das Parlament in eige­
ner.Sache entscheIdet': Dem wird der 
Bundestag nur formal gerecht. Tat­
sächlich versucht er, eine umfassende 
Information über das Pro und Contra 
der geplanten Maßnahmen und damit 
eine wirksame Kontrolle durch die öf­
fentlichkeit zu verhindern. Deshalb 
die Blitz-Gesetzgebung. 

HANS HERBERT VON ARNIM 
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